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Gr. 12362.) Verordnung über eine Erhöhung der Ausgleichszuſchläge. Vom 22. September 1922. 


Das Staatsminiſterium hat auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaates Preußen vom 
30. November 1920 in Übereinſtimmung mit dem im Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen 
Ausſchuß des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 


Artikel J. 

Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſteinkommens⸗ 
geſetzb vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung der Verordnung über Anderungen 
des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes uſw. vom 6. September 1922 wird wie folgt geändert: 

Im 8 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Stagtshaushaltsplan 
oder durch befonderes Geſetz für alle im Abſ. 1 genannten Bezüge gleichmäßig auf 677 vom 
Hundert feſtgeſetzt. a 

Artikel II. 

Im Artikel I § 2 des Geſetzes über Anderungen in der Beamtenbefoldung vom 19. April 1922 
(Geſetztamml. S. 83) in der Faſſung des Geſetzes über eine Erhöhung der Ausgleichszuſchläge vom 15. Juni 1922 
(Geſetzſamml. S. 137) werden die Worte „in Höhe von 55 vom Hundert“ durch die Worte „in Höhe von 
100 vom Hundert“ erſetzt. 

Artikel III. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1922 in Kraft. 
Berlin, den 22. September 1922, 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Nr. 12363.) Verordnung über die Wahlen zum Reichstag, Landtag und Provinziallandtag in Ober⸗ 
ſchleſten. Vom 6. Oktober 1922. N 
Artikel J. 
Reichstag. 

Für die Wahl zum Reichstag hat der Reichsminiſter des Innern die im Reichsgeſetzblatt 1 S. 755 
veröffentlichte Verordnung vom 29. September 1922 exlaffen. 

Zum Kreiswahlleiter wird namens des Preußiſchen Staatsminiſteriums gemäß § 21 Abſ. 3 der Reichs⸗ 
wahlordnung in der Faſſung vom 21. Dezember 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 2171) der kommiſſariſche Ober⸗ 
präſident Bitta in Oppeln und zu feinem Stellvertreter der Oberpräſidialrat Dr. Berger in Oppeln ernannt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 19. Oktober 1922. 
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Artikel II. 
Landtag. 
Auf Grund des § 38 Abſ. 1 des Landeswahlgeſetzes vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 559) 
und der §§ 13 Abſ. 1 und 21 der Landeswahlordnung vom 10. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 571) 
beſtimme ich für die Wahl zum Preußiſchen Landtag im Wahlkreiſe Nr. 9 folgendes: 


8 1. 

Der Kreis Namslau (Regierungsbezirk Breslau) gehört, ſoweit er an der oberſchleſiſchen Abſtimmung 
nach dem Friedensvertrage teilgenommen hat, für die preußiſchen Landtagswahlen am 19. November 1922 
zum Wahlkreiſe Nr. 9 (Oberſchleſien). : 


2. 
Kreiswahlleiter und deſſen Stellvertreter find die im Artikel I für die Reichstagswahlen beſtellten 
Wahlleiter. 


8 3. a 

Wahlberechtigt iſt mit den aus § 2 des Landeswahlgeſetzes ſich ergebenden Einſchränkungen, wer am 
19. November 1922 im Lantagswahlkreiſe Nr. 9 wohnt, Reichsangehöriger und über 20 Jahre alt iſt, es 
ſei denn, daß er bereits am 20. Februar 1921 an einem Orte außerhalb dieſes Wahlkreiſes ſeine Stimme 
abgegeben hat. 

Wer am 20. Februar 1921 im Wahlkreiſe Nr. 9 gewohnt und nach dieſem Tage ſeinen Wohnort an 
einen Ort außerhalb dieſes Wahlkreiſes verlegt hat, kann ſich in die Wählerliſte oder Wahlkartei ſeines 
Wohnorts vom 20. Februar 1921 eintragen laſſen. Auf Grund dieſes Eintrags iſt er berechtigt, an dem 
Wohnorte vom 20. Februar 1921 ſeine Stimme abzugeben oder ſich einen Wahlſchein ausſtellen zu laſſen 
und auf Grund dieſes Wahlſcheins an einem beliebigen Orte des Wahlkreiſes Nr. 9 zu wählen. 

§ 89 der Landeswahlordnung gilt entſprechend. 


§ 4. 
Die für die Wahl zum Preußiſchen Landtag am 20. Februar 1921 eingereichten Landeswahlvorſchläge 
können geändert werden. Die Anderung kann nur in der Weiſe erfolgen, daß 
1. zu den Bewerbern, die noch nicht als gewählt erklärt ſind, neue Bewerber benannt werden, 
2. die Reihenfolge der Bewerber, die noch nicht als gewählt erklärt ſind, geändert wird, 
3. in die Reihenfolge der Bewerber, die noch nicht als gewählt erklärt ſind, neue Bewerber einge⸗ 
ſchoben werden, 
4. Bewerber, die noch nicht als gewählt erklärt ſind, geſtrichen werden. 


— 


0. 

Die Abänderungserklärungen (§ 4) müſſen durch die Einreicher oder die Vertrauensleute der Landes- 
wahlvorſchläge beim Landeswahlleiter, Berlin SW 68, Lindenſtraße 28, ſpäteſtens am 3. November 1922 
abgegeben werden. Werden ſie durch die Einreicher abgegeben und ſind ſolche inzwiſchen verſtorben oder 
haben ſie die Eigenſchaft als Wähler verloren, oder ſind ſie nachweislich verhindert, ſich der Erklärung der 
übrigen Einreicher anzuſchließen, oder ſind ſie nicht auffindbar, ſo iſt dies dem Landeswahlleiter glaubhaft 
zu machen. Auch ſind ſie durch andere Wähler zu erſetzen, ſofern nicht mindeſtens 20 Einreicher die Erklärung 
abgegeben haben. 5 

§ 19 des Landeswahlgeſetzes gilt entſprechend. 


: 8 6. 
Für die Wahl am 19. November 1922 können auch neue Landeswahlvorſchläge nach den allgemeinen 
Vorſchriften des Landeswahlgeſetzes eingereicht werden. 


§ 7. 
Dieſe Bekanntmachung gilt als Einladung zur Abänderung der bisherigen oder Einreichung neuer 
Landeswahlvorſchläge im Sinne des § 22 Satz 3 der Landeswahlordnung. 


Neue Landeswahlvorſchläge oder Abänderungen bisheriger Landeswahlvorſchläge werden ſo, wie ſie 
zugelaſſen find, vom Landeswahlleiter nach $ 43 der Landeswahlordnung veröffentlicht. 
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Artikel UI. 
Provinziallandtag. 
Wahlberechtigt für die Wahl zum Provinziallandtag iſt mit den ſich aus §3 des Provinziallandtags— 
wahlgeſetzes vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 1) ergebenden Einſchränkungen, wer am 
19. November 1922 in der Provinz Oberſchleſien wohnt, Reichsangehöriger und über 20 Jahre alt iſt, ohne 
Rückſicht darauf, ob er bereits am 20. Februar 1921 in einer anderen Provinz zum Provinziallandtage 


gewählt hat. 


Die im Artikel II § 3 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen find zum Provinziallandtage nicht wahlberechtigt, 


ſofern ſie am 19. November 1922 keinen Wohuſitz in der Provinz Oberſchleſien haben. 


Auf Grund von Wahlſcheinen kann zum Provinziallandtag nicht gewählt werden ($ 5 der Mahl 
ordnung vom 31. Dezember 1920 — Geſetzſamml. 1921 S. 8 —). 


Ar töte . 
Gemeinſame Beſtimmungen für die Landtags- und Provinziallandtagswahlen. 

Die Wählerliſten und Wahlkarteien für die im Wahlkreiſe Nr. 9 ſtattfindende Wahl zum Landtag 
und für die Wahl zum Provinzjallandtag in der Provinz Oberſchleſien find ebenſo wie für die Reichstags— 
wahlen vom 22. Oktober 1922 ab bis einſchließlich 29. Oktober 1922 auszulegen. Die Gemeindebehörden 
können beſtimmen, daß die Wählerliſten oder Wahlkarteien über den 29. Oktober 1922 hinaus bis ſpäteſtens 
zum 4. November 1922 einſchließlich auszulegen find (§ 13 Abf. 1 der Landeswahlordnung, § 6 Abſ. 1 der 
Wahlordnung zum Provinziallandtage). i 


Berlin, den 6. Oktober 1922. 2 


Der Miniſter des Innern. 
Severing. 


Gr. 12364.) Verordnung über Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der Landjägereibeamten. 


Vom 9. Oktober 1922. 


Auf Grund des § 17 des Geſetzes vom 26. Juli 1910, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten 
(Geſetzſamml. S. 150) und des Artikel III des Geſetzes über die Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei 
Dienftreifen der Staatsbeamten vom 9. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 143) verordnet das Preußiſche Staats⸗ 
miniſterium, was folgt: : 

Bei Dienſtreiſen, die auf Eiſenbahnen oder Schiffen zurückgelegt werden können und die nach dem 
30. September 1922 angetreten werden, treten an die Stelle der im § 2 Abſ. 1 Nr. 1 der Verordnung vom 
9. Auguſt 1913 (Geſetzſamml. S. 372) in der Faſſung der Verordnung des Preußiſchen Staatsminiſteriums 
vom 13. März 1922 (Geſetzſamml. S. 69) vorgeſehenen Fahrkoſtenſätze 

9 


im Falle des § 2 Abſ. 1 Nr. 14a — Halbſatz 111 cme nenne 210 Pfennig, 
—— » 2 R! ¶ ͤ 2 120 » 
» 1b — » 1 ARE ERSTE 120 » 
— 25 2222 SEEN ENTER EEG 75 » 
D er AN 75 * 


Berlin, den 9. Oktober 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing, 
zugleich für den Finanzminiſter. 


30 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1: 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Mai 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Caſſel für die Errichtung einer Volksküche und eines Jugend: 
heims, Schaffung eines Aufenthaltsraums für Sozial und Kleinrentner und für verwandte Zwecke 
der Volksverſorgung und des öffentlichen Wohles, durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel 
Nr. 39 S. 263, ausgegeben am 30. September 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Auguſt 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Kommunale Elektrizitätswerk Mark, Aktiengeſellſchaft in Hagen i. W., für 
den Bau von Überlandleitungen in den Stadtkreiſen Iſerlohn, Lüdenſcheid und in den Gemeinden 
Hohenlimburg, Berchum, Ergſte, Kesbern, Evingſen, Ihmert und Calle des Landkreiſes Iſerlohn 
ſowie zum Bau einer Starkſtromfernleitung von Herdecke nach Elverlingſen in der Gemeinde Leth⸗ 
mathe des Landkreiſes Iſerlohn, durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 35 S. 423, 
ausgegeben am 2. September 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Auguſt 1922, betreffend die Verleihung des 


Euteignungsrechts an die ÜUberlandzentrale Belgard, Aktiengeſellſchaft in Belgard, für den Ausbau 
des elektriſchen Hochſpannungsnetzes im Netzekreis, Kreisteil Czarnikau, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Schneidemühl Nr. 34 S. 113, ausgegeben am 2. September 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Auguſt 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Weſtfalen, Aktiengeſellſchaft in Bochum, für die Anlagen 
zur Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes innerhalb des Stadtkreiſes Münſter, durch das 
Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 37 S. 343, ausgegeben am 16. September 1922 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Auguſt 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Firma Carl Zeiß in Jena für den Bau einer Hochſpannungsleitung im 
Kreiſe Ziegenrück von Ziegenrück bis Burgau, durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Nr. 37 
S. 169, ausgegeben am 16. September 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Auguſt 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Düſſeldorf für die Erweiterung des Pumpwerks V. der 
ſtädtiſchen Waſſerwerke, durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 38 S. 370, aus⸗ 
gegeben am 23. September 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Auguſt 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Gemeinde Buchenau im Kreiſe Hünfeld für die Anlage einer Waſſer⸗ 
gewinnungsanlage, durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel Nr. 38 S. 256, ausgegeben am 
23. September 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. September 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für die Her⸗ 
ſtellung der Anlagen zur Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes in den Kreiſen Könige 
berg Rm, Landsberg Land, Oſtſternberg, Weſtſternberg, Kroſſen, Lebus, Soldin, Friedeberg Nm., 
Guben Land, Spremberg, Arnswalde und Sorau, durch das Amtsblatt der Regierung in Frank⸗ 
furt a. O. Nr. 38 S. 189, ausgegeben am 23. September 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1, September 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für die Anlagen 
zur Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes innerhalb der Kreiſe Beeskow⸗Storkow, Jüterbog; 
Luckenwalde, Angermünde, Templin, Oberbarnim und Niederbarnim, durch das Amtsblatt der Regierung 
in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 37 S. 401, ausgegeben am 16. September 1922. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung iſt auf 40 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr feſtgeſetzt. Der Preis für 
einzelne Stücke beträgt 1 Mark 20 Pfennig für den Bogen, für die Hanptſachverzeichniſſe 1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark, 


Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


